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Chronique générale

Politique sociale

Groupes sociaux

Politique à l'égard des étrangers

In Erfüllung einer Motion Dobler (fdp, SG; Mo. 17.3067) eröffnete der Bundesrat Ende
Oktober 2021 die Vernehmlassung zu seinem Vorentwurf zu einer Änderung des
Ausländer- und Integrationsgesetzes, mit der er Personen ohne Schweizer Pass aber
mit Schweizer Hochschulabschluss (Master oder Doktorat) den Einstieg in den
Arbeitsmarkt erleichtern will. Dadurch, dass diese Personengruppe zur Ausübung einer
Erwerbstätigkeit in Bereichen mit «ausgewiesenem Fachkräftemangel» von geltenden
Höchstzahlen für Aufenthaltsbewilligungen ausgenommen werden, soll besagter
Fachkräftemangel abgeschwächt werden. Die Vernehmlassung dauert bis Februar
2022. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 27.10.2021
MARLÈNE GERBER

Im Oktober 2022 veröffentlichte der Bundesrat einen Ergebnisbericht zur
Vernehmlassung eines Vorentwurfs zur Änderung des AIG. Die Gesetzesänderung
beabsichtigt die Einführung erleichterter Zulassungsbedingungen in den Arbeitsmarkt
für Personen ohne Schweizer Pass aber mit Schweizer Hochschulabschluss. 23 von 25
stellungnehmenden Kantonen stimmten dem Entwurf zu, während sich lediglich der
Kanton Zug dagegen positionierte und der Kanton Bern der Vorlage nur unter der
Bedingung Unterstützung zusagte, dass die Zulassung und der Aufenthalt tatsächlich an
die Erwerbstätigkeit geknüpft werde. Der Kanton Zug bemängelte, dass die
beabsichtigte Gesetzesänderung eine zu breite Bevölkerungsgruppe umfasse. Die FDP,
die GLP und die Mitte unterstützten den Gesetzesentwurf vollends, die SP lediglich im
Grundsatz und die SVP sprach sich vehement dagegen aus, da dadurch die
Nettozuwanderung erhöht werden würde. Die SP war der Ansicht, dass die Hürden im
vorliegenden Entwurf zu hoch gefasst seien und nicht nur Arbeitnehmende mit
Hochschulabschluss berücksichtigt werden sollten. Weiter äusserten auch
Dachverbände der Wirtschaft, namentlich der SAV, der SGV, der SGB und
economiesuisse, Unterstützung für den Vernehmlassungsentwurf. Für Travail.Suisse
fehlte hingegen in der Vorlage eine Einschätzung, welchen Einfluss die
Gesetzesänderung in Zukunft auf den Schweizer Arbeitsmarkt haben könnte. Daneben
bekundeten 32 interessierte Kreise Interesse an der Vorlage und begrüssten diese –
darunter Organisationen aus dem Hochschul- und Wirtschaftsbereich und dem
Gastgewerbe.
Obschon ein Grossteil der Vernehmlassungsteilnehmenden die Vorlage also im Grunde
unterstützte, wurde Kritik am Entwurf geäussert. Während eine Reihe von
Teilnehmenden begrüsste, dass die Motion Dobler (fdp, SG; Mo. 17.3067) im Rahmen
einer Änderung des AIG durchgesetzt werde, wünschte sich die FDP angesichts der
zeitlichen Dringlichkeit lieber eine Umsetzung auf Verordnungsstufe. Unter anderem
äusserte der SGB Bedenken, dass die Schweiz mit entsprechenden Bestimmungen ihren
Status als «Brain-Drain-Profiteurin» weiter verstärken könnte und wünschte sich eine
verstärkte Zusammenarbeit mit von Brain-Drain betroffenen Staaten sowie
entsprechende bilaterale Austauschprogramme. Die SVP dagegen forderte, dass diese
Personengruppe weiterhin in das Gesamtkontingent an erteilten
Aufenthaltsbewilligungen fallen solle, ausländische Studierende mindestens die Hälfte
der Kosten für das Studium selber tragen müssen und die erleichterte Zulassung zum
Schweizer Arbeitsmarkt ausschliesslich Absolvierenden aus dem MINT-Bereich offen
stehen solle. Tourismus- und Gastgewerbeorganisationen sowie Hotelfachschulen
schliesslich schlugen vor, den Geltungsbereich der Änderung auf «Ausländerinnen und
Ausländern mit Schweizer Abschluss der Tertiärstufe» auszuweiten, statt sich lediglich
auf Hochschulabsolventinnen und -absolventen zu konzentrieren. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 20.10.2022
VIKTORIA KIPFER

Nach erfolgter Vernehmlassung zur Anpassung der Zulassungsbestimmungen für
Ausländerinnen und Ausländer mit Schweizer Hochschulabschluss hielt der Bundesrat
unverändert an seinem Entwurf fest, wie er in seiner im Herbst 2022 erschienenen
Botschaft zur Änderung des Ausländer- und Integrationsgesetz (AIG) erklärte. Konkret
unterbreitete er dem Parlament eine Änderung von Art. 30 AIG, gemäss welcher in
Zukunft auch Personen ohne Schweizer Pass, aber mit Schweizer Hochschulabschluss
von der Kontingentierung ausgenommen werden sollen, sofern sie in der Schweiz einer

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 15.03.2023
MARLÈNE GERBER
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selbständigen oder unselbständigen Erwerbstätigkeit nachgehen, die «von hohem
wissenschaftlichen oder wirtschaftlichen Interesse ist». Er tat dies in Erfüllung einer
entsprechenden Motion Dobler (fdp, SG; Mo. 17.3067). 

Der Nationalrat behandelte den Entwurf als Erstrat in der Frühjahrssession 2023.
Zuerst hatte er sich mit einem Nichteintretensantrag von Thomas Aeschi (svp, ZG)
auseinanderzusetzen. Der SVP-Fraktionspräsident begründete seinen Antrag unter
anderem mit dem Widerspruch zur angenommenen Volksinitiative «gegen
Masseneinwanderung» und zu deren Umsetzung sowie mit der aus seiner Sicht
anhaltenden «masslosen Zuwanderung», die keine weitere Lockerung zulasse.
Kommissionssprecher Andri Silberschmidt (fdp, ZH) konterte, dass zum einen die
Steuergelder nicht optimal investiert seien, wenn Personen nach ihrem Studium in der
Schweiz das Land wieder verlassen würden. Ebenso seien diese Personen ja bereits in
der Schweiz integriert und nicht zuletzt bestehe in der Schweiz auch ein Mangel an
hochspezialisierten Arbeitskräften. Alle Fraktionen mit Ausnahme derjenigen der SVP
stimmten geschlossen für Eintreten, woraufhin der Rat die Detailberatung in Angriff
nahm. 

In der Detailberatung lagen dem Rat diverse Änderungsanträge vor: Die
Kommissionsmehrheit beantragte zum einen eine ausgeweitete Fassung des
Personenkreises, in dem sie nicht nur Personen aus Drittstaaten, die ein Studium an
einer Schweizer Hochschule abgeschlossen haben, berücksichtigt haben wollte,
sondern darüber hinaus auch Personen mit anderen Abschlüssen auf Tertiärstufe in der
Schweiz, namentlich mit einer höheren Berufsbildung, oder auf Postdoktorierende.
Ferner war die Kommission der Ansicht, dass es generell sehr schwierig sei, den
Nachweis des wirtschaftlichen oder wissenschaftlichen Interesses zu erbringen. Wenn
die genannten Personen einer qualifizierten Anstellung mit Bezug zu ihrem
Hochschulstudium nachgingen, solle dies ausreichend sein, um von den jährlichen
Höchstzahlen für Aufenthaltsbewilligungen ausgenommen zu werden, so die
Ausführungen der Kommission mit Verweis auf den Fachkräftemangel. Daneben lagen
drei Minderheitsanträge vor, die im Vergleich zur Version des Bundesrates die
Änderung lediglich auf Personen mit einer Postdoc-Anstellung ausdehnen wollte
(Minderheit I Marchesi). Eine Minderheit II, ebenfalls angeführt von Piero Marchesi (svp,
TI), unterstützte zwar die Ausweitung der Regelung auf die gesamte Tertiärstufe, wollte
jedoch auf den von der Kommission eingeführten Zusatz, dass eine qualifizierte
Anstellung im Bereich des Hochschulstudiums ausreichend sei, verzichten. Nicht
zuletzt optierte eine Minderheit III, vertreten durch Andreas Glarner (svp, AG), dafür,
die Gesetzesanpassung auf Personen mit einem Hochschulabschluss in den MINT-
Fächern zu beschränken. Am Schluss obsiegte der Antrag der Kommissionsmehrheit
deutlich. Lediglich die Minderheit II hatte über die SVP-Fraktion hinaus mobilisieren
können; die grossmehrheitliche Unterstützung der Mitte-Fraktion reichte indes noch
nicht zu einer Mehrheit im Rat. Mit 135 zu 53 Stimmen (3 Enthaltungen) genehmigte der
Nationalrat den so abgeänderten Entwurf in der Gesamtabstimmung. 3

In der Sommersession beugte sich der Ständerat als Zweitrat über die bundesrätliche
Botschaft zur Änderung des Ausländer- und Integrationsgesetzes (AIG), mit welcher
die Zulassungsbestimmungen von ausländischen Drittstaatenangehörigen mit Schweizer
Hochschulabschluss gelockert werden sollten. Während der erstberatende Nationalrat
die Bestimmung begrüsst hatte und sie auf Anraten seiner Kommissionsmehrheit sogar
noch auf Personen mit anderen in der Schweiz erworbenen Abschlüssen auf
Tertiärstufe ausdehnen wollte, lag dem Ständerat ein ganz anderer Antrag seiner
Kommission vor. Die Mehrheit der SGK-SR beantragte ihrem Rat nämlich, nicht auf die
Vorlage einzutreten. Zum einen war sie der Ansicht, dass es eine solche Regelung gar
nicht brauche, da die Bewilligungen über die vorhandenen Kontingente, die noch nie
ausgeschöpft worden seien, eingeholt werden könnten. Zum anderen sah die
Kommissionsmehrheit einen Widerspruch mit dem im Rahmen der
Masseneinwanderungsinitiative angenommenen Artikel der Bundesverfassung, der
festhält, dass Aufenthaltsbewilligungen von Ausländerinnen und Ausländern an jährliche
Höchstzahlen und Kontingente gebunden sein müssen. Eine Kommissionsminderheit
beantragte Eintreten und zeigte sich überzeugt, dass eine solche Vorlage ein wirksames
Instrument gegen den Fachkräftemangel in bestimmten Sektoren sein könne. Zudem
verwies sie darauf, dass das Parlament bereits früher Ausnahmen zur Kontingentierung
beschlossen und als verfassungsrechtlich zulässig erklärt hätte – ganz konkret die
Buchstaben a bis l des betroffenen Artikel 30 Absatz 1 des AIG, und nun gehe es um
Buchstabe m, so Daniel Jositsch (sp, ZH) als Mitglied der Kommissionsminderheit. 
Im Rahmen der ständerätlichen Debatte zeigte sich auch die zuständige Bundesrätin

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 05.06.2023
MARLÈNE GERBER
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Elisabeth Baume-Schneider überzeugt, dass auch diese Ausnahme verfassungsrechtlich
möglich sei. Zudem handle es sich nicht um «des hordes de personnes qui viendraient
de l'étranger»; man rechne aktuell mit 400 bis 500 Personen jährlich, die von der
vorliegenden Gesetzesänderung betroffen wären, und die grundsätzlich ja bereits
länger in der Schweiz gelebt hätten und gut integriert seien. Mit 24 zu 20 Stimmen
folgte der Ständerat schliesslich seiner Kommissionsminderheit und trat auf den
Gesetzesentwurf ein. Dieser Entschluss hatte die Rückweisung an die Kommission zur
Folge, die sich nun im Detail mit der Vorlage zu befassen hat. 4

Obwohl die SPK-SR zunächst nicht auf eine Vorlage zur Anpassung des AIG hatte
eintreten wollen, die eine Zulassungserleichterung für Ausländerinnen und Ausländer
mit Schweizer Hochschulabschluss mittels Ausnahme von den Kontingenten
bezweckte, hatte sie sich erneut mit der Vorlage zu befassen, nachdem sich der
Ständerat in der Sommersession 2023 für Eintreten ausgesprochen hatte. In der
darauffolgenden Herbstsession legte die Kommission ihrem Rat dann mit 11 zu 2
Stimmen den Antrag vor, das Geschäft an den Bundesrat zurückzuweisen, damit dieser
eine andere Lösung ausarbeite. Die SPK-SR beurteilte eine weitere Ausnahme von den
Kontingenten als «verfassungsmässig problematisch», so die Kommission in ihrer
Medienmitteilung, wobei sie sich auf den Zuwanderungsartikel bezog. Man wolle dem
Bundesrat keine Vorgaben machen, wie er die besagte Zulassungserleichterung
verfassungskonform erreichen solle, so Kommissionssprecher Caroni (fdp, AR) im Rat;
auch eine Lösung über den Verordnungsweg sei möglich. Diesen Weg hatte die der
Gesetzesrevision zugrunde liegende Motion Dobler (fdp, SG; Mo. 17.3067) ursprünglich
avisiert. Der Bundesrat hatte sich damals jedoch gegen eine Verordnungsänderung
entschieden, da er in der entsprechenden Verordnung über Zulassung, Aufenthalt und
Erwerbstätigkeit (VZAE) bislang nur Ausnahmen für gewisse kurzfristige Aufenthalte zum
Zweck der Erwerbstätigkeit aufgeführt hatte. Der Kommissionssprecher zeigte sich
zudem offen dafür, die Regelung nicht nur auf Personen mit Abschluss einer Schweizer
Hochschule zu beschränken, sondern sie auch auf Personen mit anderen Schweizer
Abschlüssen auf Tertiärstufe auszudehnen, womit er eine Annäherung an den
Nationalrat signalisierte. Die zuständige Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider
bemerkte im Ständerat, dass es nicht leicht werde, die verschiedenen Vorstellungen
und Positionen in einer neuen Lösung zu vereinen; «le dossier est sensible», betonte
sie. Als komplikationslos entpuppte sich hingegen der Entscheid der kleinen Kammer
auf Rückweisung an den Bundesrat; die Ständerätinnen und Ständeräte stimmten dem
Antrag ihrer Kommission stillschweigend zu. 5

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.09.2023
MARLÈNE GERBER

Nach dem Ständerat stimmte auch der Nationalrat in der Wintersession 2023
diskussionslos einem Antrag seiner Kommission zu, der verlangte, den Entwurf zur
Erleichterung der Arbeitsmarktzulassung für Personen aus Drittstaaten mit Schweizer
Hochschulabschluss an den Bundesrat zurückzuweisen. Letzterer wird für die von der
Regelung betroffenen Personen – seiner Schätzung nach 400 bis 500 Personen pro
Jahr – eine alternative Lösung auf dem Verordnungsweg vorschlagen. Aufgrund der
Komplexität und den unterschiedlichen Ansichten im Parlament und in der Wirtschaft
werde das Finden einer tragfähigen und verfassungskonformen Lösung anspruchsvoll
sein, gab Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider im Rat abschliessend zu bedenken. 6

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 19.12.2023
MARLÈNE GERBER

1) Medienmitteilung BR, EJPD, SEM vom 27.10.21
2) Ergebnisbericht BR vom 20.10.22
3) AB NR, 2023, S. 582 ff.; BBl, 2022 2706
4) AB SR, 2023, S. 448 ff.
5) AB SR, 2023, S. 706 f.; Medienmitteilung SPK-SR vom 23.8.23; NZZ, 13.9.23
6) AB NR, 2023, S. 2446 f.
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